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I Fachbeiträge

Deutsche Einheimischenmodelle -Europäische
Kommission gibt »grünes Licht« zu neuen
Leitlinien
von Sven Klein, Regierungsrat, Oberste Baubehörde im Bayerischen Staatsministerium des lnnern, für Bau und
Verkehr, Müncheni

Nach  der (angjährigen  Debatte  Lim .die  Frage der zu-
lässigen Ausgestaltung von  Einheimischenmodellen
hat die Europäische Kommission nun mitgeteilt, keine
Einwände mehr gegen  die zwischen  Bayern  und  der
Bundesregierung abgestimmten Leitlinien zu Einheimi-
schenmodeLLen erheben zu woL(en. Darüber hinaus hat
die Europäische Kommission in Aussicht gestellt, das
laufende VertragsverLetzungsverfahren  einzusteLLen,
sofem im Zuge des Laufenden Gesetzgebüngsverfährens
zurNovellierungdesBaugesetzbuchsdieAusgestaltung
von Einheimischenmodellen verbindlich geregelt wii`d.

1.  Allgemeine Einführung

»So eine Entwicklung hätte man fiir Deutschland nie erwartet«
- der Satz stammt aus einem Artikel des Handelsblatts vom

08.12.20162 und spielt auf die aktueue Preisentwicklung am
lmmobilienmarkt an. Gleiches ließe sich auf die Situation am
Grundstücksmarkt übertragen. Viele Gemeinden, insbesonde-
re in Bayem, haben daher das Ziel, die einheimische Bevölke-
rung vor den Folgen dieser Entwicklung über das lnstrument
der Einheimischenmodelle zu schützen.

i.   Entwicklung des Grundstücks-und
lmmobilienmarkts

Teils exorbitant steigende Grundstücks- und lmmobilienpreise
infolge eines erheblichen Zuzugs von außen und einer wach-
senden Nachfrage nach Alters- und Zweitwohnsitzen haben in
den letzten Jahren verstärkt dazu gefiihrt, dass sich viele Ein-
wohner und besonders Familien mit Kindern in ihrer eigenen
Stadt oder Gemeinde kein Eigenheim  mehr leisten können.
Es wächst dann trotz der örtlichen Verwurzelung der Druck,
wegzuziehen und gewachsene Sozialbeziehungen aufzugeben.

Betroffen sind insbesondere boomende Ballungsgebiete und
landschaftlich besonders attraktive Gegenden wie der Groß-
raum München oder das bayerische Oberland.  Die mittleren
Wohnflächenpreise  fiir Eigentumswohnungen  sind etwa im
Landkreis München zwischen den Jahren 2014 und 2015 um
30,8 % auf 4.250 €/m2 angestiegen.3

2.  Schutz der ortsansässigen Bevölkerung

Das Ziel von Einheimischenmodellen ist es daher, weniger begü-
tertenMi[ghedemderörtlichenBevölkerung,insbesonderejungen
ortsansässigen Färilien, den Erwerb angemessenen Wohnraums
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in ihrer Heimatgemeinde zu emöglichen. Auf diese Weise sollen
eine ausgewogene Bevöucerungsstmktur und der soziale Zusam-
menhalt in der Gemeinde gewahrt bleiben, einer eizwungenen
Abwanderung von Einheimischen soll entgegengewrirkt werden.

11.  Einheimischenmodelle auf dem Prüfstand des
Europareclits

Einheimischenmodelle befinden sich nunmehr seit Jahren auch
im Visier der Europäjschen Kommission und sind auch bereits
Gegenstand einer wegweisenden Entscheidung des Europäi-
schen Gerichtshofs (EUGH)4 gewesen.

i.   EU-Vertragsverletzungsverfahren gegen
Deutschland

Nachdem die Europäische  Kommission im Jahr 2007 gegen
die Bundesrepublik Deutschland ein Vertragsverletzungsver-
fähren wegen des Einheimischenmodells einer nordrhein-wcst-
fälischen Gemeinde eingeleitet und zwei Jahre später auch die
Vergabepraxis von vier oberbayerischen Gemeinden beanstan-
det hatte, standen die betroffenen Kommunen vor der diffizilen
Frage, ob und wie Einheimischenmodelle überhaupt europa-
rechtskonform ausgestaltet werden können.

2.   Rechtliche Kritik der Europäischen  Kommission

Die  Europäische  Kommission  argumentierte  im  Rahmen
des Vertragsverletzungsverfährens damit,  dass die praktizier-
ten  Einheimischenmodelle  insbesondere  gegen  das  Recht
der  Freizügigkeit  fiir Arbeitnehmer  (Art. 45  des  Vertrages
über die Arbeitsweise der Europäischen Union  [AEUV])  und
die  Niederlassungsfreiheit  (Art. 49  AEUV)  vcrstießen.5  Die
Europäische Kommission hat in ihrer Argumentation an die
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs zur verdeckten
Diskriminierung angeknüpft, wonach sich Maßnahmen, die
eine Unterscheidung aufgrund des Kriteriums des Wohnsitzes
treffen, hauptsächlich zum Nachteil der Angehörigen anderer
Mitgliedstaaten auswirken, da die Gebietsfiemden meist Aus-
länder sind.6 Bei den bea.nstandeten Einheimischenmodellen
handele es sich nach Ansicht der Europäischen Kommission7
um eine systematische Bevorzugung Einheimischer und damit
um eine unionsrechtswidrige Diskriminierung.8

3.   Urteil des EUGH vom o8.o5.2oi39
(F(ämisches Dekret)

Vor dem Hintergrund der dargelegten, erheblichen Kritik der
Europäischen Kommission hat der EUGH auf ein Vorabent-
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scheidungsersuchen des belgischen Verfassungsgerichtshofes -
zurÜberraschungvieler-grundsätzlicheRahmenbedingungen
fiir eine zulässige Ausgestaltung von Einheimischenmodellen
Statuiert.lo

a)  Verwerfung des flämischen  Dekrets

Der EUGH entschied, das flämische »Dekret über die Grund-
stücks- und lmmobilienpolitik« verstoße gegen Unionsrecht.
Damit schloss er sich dem Schlussantrag des Generalanwalts
beim EUGH A4¢z¢'4" an. Die betreffenden Maßnahmen gin-

gen  über  das  hinaus,  was  zur  Erreichung  des  angestrebten
Ziels  erforderlich  sei. [2  Die fraglichen  Kriterien  des  Dekrets
begünstigten nicht nur die weniger kapitalkräftige einheimi-
sche Bevölkerung, sondern auch einen Teil der einheimischen
Bevölkerung, der über ausreichende Mittel verfiige und damit
keines Schutzes auf dem lmmobilienmarkt bedürfe. t3

b)   Europarechtliche  Rechtfertigung von  Einheimischenmodellen

Besondere Aufmerksamkeit  erregte  indes  nicht  die  recht-
liche Verwerfiing des flämischen  Dekrets, sondern vielmehr
die Argumentation  des  EUGH,  dass  Einheimischenmodel-
le  zwar  gegen  europarechtliche  Grundfreiheiten  verstie-
ßen,  aber  grundsätzlich  europarechtlich  gerechtfertigt  sein
könnten.

Hierzu führt der EUGH aus, dass im Zusammenha.ng mit
der  Sozialwohnungspolitik  eines  Mitgliedstaats  die  raum-

pla.nerische Absicht,  ein  ausreichendes  Wohnangebot  für
einkommensschwache Personen oder andere benachteiligte
Gruppen  der  örtlichen  Bevölkerung sicherzustellen,  einen
zwingenden Grund des Allgemeininteresses darstellen kön-
ne. [4 Einheimischenmodelle könnten somit mit Unionsrecht
vereinbar  sein.  Voraussetzung  für  die  Rechtfertigung  des
Verstoßes  gegen  Grundfreiheiten  sei  aber  ein  unmittelba-
rer Zusammenhang mit sozioökonomischen Aspekten,  die
diesem  legitimcn  Ziel  auch  entsprächen.]5  Damit verwirft
der EUGH nicht das Kriterium der Ortsbindung des Bewer-
bers,]6 sondern sieht die hinreichende Berücksichtigung so-
zioökonomischer Kriterien als zwingende Voraussetzung fiir
die Erforderlichkeit und Angemessenheit bei der Beurteilung
der europarechtlichen  Rechtfertigung von  Einheimischen-
modellen an.

4.  Zwischenergebnis

Der EUGH hat Einheimischenmodelle im Ergebnis für grund-
sätzlich  rechtmäßig  erklärt.  Der  Entscheidung  ist  zu  ent-
nehmen,  dass das sozialpolitische Ziel,  den Wohnbedarf der
ortsansässigen, wenig begüterten Bevölkerung durch Einhei-
mischenmodelle zu decken, ein auch im Unionsrecht grund-
sätzlich relevanter Allgemeinwohlbelang ist. Um den Vorgaben
des Unionsrechts standzuhalten, sind aber geeignete Auswahl-
kriterien zur Erreichung djeses legitimen Ziels erforderlich. Die
Dauer der Ortsansässigkeit allein als maßgeblichcs Auswahl-
kriterium bei  Einheimischenmodellen ist jedenfflls rechtlich
nicht haltbar. Vielmehr muss neben der Gewichtung der Orts-

gebundenheit des Bcwerbers dem Kriterium der Sozialauswahl
signifikante Bedeutung zukommen.

111.   Neue Leitlinien zu Einheimischenmodellen

Anhang:
Zririschen der Etiropäischen Komrission, dem Bundes-
ministerium fiir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reak-
torsicherheit und der Bayerischen Staatsregierung im
Verhandlungswege erzielte Einigung üb er Kautelen, b ei
dercnAnwendungdieEuropäischeKommissioninAus-
sicht stellt, keine Einwände mehr gegen die in Bayem
prakdzierten Einheimischenmodelle zu erheb en.

Leit(inien für Gemeinden bei der vergünstigten
Überlassung von Baugrundstücken im Rahmen
des so genannten Einheimischenmodells

Die Leitlinien dienen der europarechtskonformen Ausge-
staltung städtebaulicher und sonstiger Verträge (vgl. §  1 1
Abs.  1  Nr. 2  des  Baugesetzbuchs -  BauGB),  soweit  die
Gemeinde Einheimischenmodelle nutzt.  Unter Berück-
sichtigung des Grundrechts auf Freizügigkeit dienen Ein-
heimischenmodelle dazu, einkommensschwächeren und
weniger begüterten Personen der örtlichen Bevölkerung
den Erwerb angemessenen Wohnraums zu ermöglichen.

i.   Einhaltungvon Vermögens-und
Einkommensobergrenzen

Für die vergünstigte Überlassung von  Baugrundstücken
im  Rahmen  eines  Einheimischenmodells  kommen  nur
Bewerber in Betracht, deren Vermögen und Einkommen
(kumulativ)  die jeweils von der Gemeinde vorab öffent-
lich bekannt gema.chten Obergrenzen nicht überschreiten.
Hierbei gelten folgende Maßgaben:

i.i  Vermögensobergrenze

•   Der  Bewerber  darf maximal  über  ein  Vermögen  in
Höhe des Grundstückswertes verfiigen.

•   Der Bewerber darf nicht Eigentümer eines bebauba-

ren Grundstücks in der betreffenden Gemeinde sein.
Immobilieneigentum außerhalb der betreffenden Ge-
mcinde wird als Vermögen angerechnet.

i.2   Einkommensobergrenze

•   Der Bewerber darf maximal ein Einkommen  (Gesamt-

bemg der Einkünfte)  in  Höhe des  durchschnittlichen
Jahreseinkommens eines Steuerpflichtigen imerhalb der
Gemeinde" erzielen. Erfolg[ der Erwerb durch ein Paar,
erfolgtdieBerechnungaufBasisderaddiertenEinkommen
undinRelationzumdoppeltenDurchschnittseinkommen.

•   Wenn in der Gemeinde das durchschnittliche Jahresein-

kommen von 51.000 € überschritten wird, gilt fiir einen
Bewerbers eine Einkommensobergrenze von 51.000 €]8.
Bei einem Paar als Bewerber dürfen die addierten Ein-
kommen die doppelte Obergrenze richt übersteigen.

•   Zur  Obergrenze  ist ein  Freibetrag  i.H.v.  7.000 €]9 je

unterhaltspflichtigem Kind hinzuzurechnen.
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2.  Auswahlkriterien und ihre punktebasierte
Gewichtung

Für die Auswahl aus mehreren im Sinne der Nr.  1 berech-
tigten  Bewerbern sind die in  Nr. 2.1  bis 2.3  genannten
Auswahlkriterien nach Maßgabe der Nr. 2.4 anzuwenden
und zu gewichten.

2.i   Bedürftigkeit nach Vermögen und Einkommen

Je mehr die Vermögens-  und Einkommensobergrenzen
nach  Nr.  1  unterschritten  werden,  desto  mehr  Punkte

gibt es.

2.2   Bedürftigkeit nach weiteren sozialen  Kriterien

Die Punktevergabe erfolgt aufgrund individueller Merk-
male und Belastungen, wie z.B. Zahl der Kinder, pflege-
bedürftige Angehörige, Behinderung.

2.3  Zeitdauer und gegebenenfalls Ehrenamt

Die Punktevergabe erfolgt in Abhängigkeit von der ver-
strichenen Zeitdauer

•   seit Begründung des Erstwohnsitzes und/oder
•   seit Ausübung einer Erwerbstätigkeit

in der Gemeinde.
Im  Rahmen der Zeitdauer kann die Ausübung eines

Ehrenamts berücksichtigt werden.

2.4  Maßgaben

•   Die Auswahl erfolgt in einem offenen und [ransparen-

ten Verfhren.
•   Grundlage ist eine punktebasierte Bewertung der bei

den  Bewerbern vorliegenden Merkmale zu  den Aus-
wahlkriterien nach Nr. 2.1  bis 2.3.

•   Die Auswahlkriterien nach Nr. 2.1  bis 2.3  und der je-

weilige  Bewertungsmaßstab  sind  von  der  Gemeinde
vorab zu konkretisieren und bekann[ zu machen.

•   Für das Auswahlkriterium nach Nr. 2.3 gelten ergän-

zend folgende Maßgaben:

-  Das Auswahlkriterium nach Nr. 2.3 da.rf zu höchs-
tens 50 °/o in die Gesamtbewertung einfließen. (Bei-
spiel: Wenn insgesämt i 00 Punkte zu vergeben sind,
darf es fiir das Kriterium  der Zeitdauer und gege-
benenfills Ehrenamt höchstens  50 Punkte geben.).
Umgekehrt steht es den Gemeinden fiei, die Krite-
rien  nach  2.1  und 2.2 höher zu gewichten als den
Aspekt dcr Zeitdauer, z.B. im Verhältnis 60 : 40.

-  Die höchste zu erreichende Punktzahl ist bei einer
Zeitdauer von maximal 5 Jahren erreicht.

-  Die Gemeinde kann die Ausübung eines Ehrenamts
im Rahmen der Zeitdauer berücksichtigen (Nr. 2.3).
Die Punkte  fiir die verstrichene Zeitdauer seit  Be-

gründung des Erstwohnsitzes und/oder seit der Aus-
übung einer Erwerbstätigkeit sind entsprechend zu
mindern.
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3.  Sicherung des Förderzwecks

Wenn der Begünstigte nach dem geförderten Erwerb des
Grundstücks seinen Erstwohnsitz fiir weniger ds zehn Jah-
re auf diesem Grundstück hat, soll der Begünstigte einen
angemessenen Teil  der Vergünstigung  zurückerstatten.
Dieser prozentuale Anteil errechnet sich in der Regel aus
dem Zeitraum,  der bis zu einer Nutzung von zehn Jah-
ren fehlt  (bei einem Verkauf nach acht Jahren zum Bei-
spiel 20 %).

Zur Erfiillung der vom EUGH konturierten unionsrechthchen
Vorgaben  hat  Bayern  gemeinsam  mit  der  Bundesregierung
neue Leitlinien zur Ausgestaltung von Einheimischenmodellen
erarbeitet  (s.  oben),  denen gegenüber die Europäische Kom-
mission Einverständnis signalisiert hat.

i.  Grundlage

Die neuen Leitlinien zu Einheimischenmodellen passen sich
dem  grundlegenden  Ziel  der  Europäischen  Union  an,  die
soziale  Gerechtigkeit  und  den  sozialen  Schutz  zu  fördern

(Art. 3 Abs. 3 Unterabs. 2 des Vertrages über die Europäische
Union). Eine intakte, sozial sowie demografisch ausgewogene
Bevölkerungsstruktur ist gerade Voraussetzung fiir den sozialen
Zusammenhalt und die soziale lntegration vor Ort.2° Dies ent-
spricht auch der Linie des EUGH, der sich dahingehend klar

geäußert hat, dass nationale Regelungen im lntcresse des Ziels
der Bekämpfiing des Drucks auf den Grundstücksmarkt oder
- als  Raumordnungsziel -  der  Erhaltung einer beständigen
Bevölkerung in den ländlichen Gebieten die Grundfieiheiten
beschränken dürfen.2l

Diese grundlegende Zielrichtung von  Einheimischenmo-
dellen  ist  heranzuziehen  sowohl  als  Handlungsmaxime  bei
der Aufstellung von Einheimischenmodellen als auch als Aus-
legungsmaxime bei Fragen der lnterpretation der von der Ge-
meinde festgelegten Vergab ekriterien.

Den neuen Lejtlinjen ]jegr nun ein transp.irent.es System zu-

grunde, das insbesondere an die gesellschaftliche, familiäre und
soziale Bindung des potenziellen Käufers zu der betreffenden
Gemeinde anknüpft und das auf objektiven, nicht diskriminie-
renden, im Voraus bekannten und gerichtlich überprüfbaren
Kriterien  beruht.22  Nachfolgend  sollen  die  Leitlinien  näher
beleuchtet werden.

Die Leidinien fiir Einheimischenmodelle sind in erster Linie
am Erwerb eines Grundstücks ausgerichtet. Eine Anwendung
von Einheimischenmodellen auf den Erwerb von Wohnungs-
eigentum ist aber ebenfflls möglich.

2.  Allgemeine Eingangsvoraussetzungen (i.  Stufe)

Im Rahmen der ersten Stufe des Verfahrens geht es um die Fra-

ge, welche Voraussetzungen überhaupt an eine Bewerbung zur
Teilnahme an Einheimischenmodellen geknüpft werden. Hier-
bei spielt das Kriterium der Ortsansässigkeit des Bewerbers23
keine Rolle; es ist schlicht egal, an welchem Ort der Bewerber
wohnt.24 Allgemeine Zugangsberechtigung ist allein die Ein-
haltung von maximalen Obergrenzen hinsichtlich Einkommen
und Vermögen.
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a)  Vermögensobergrenze

Der Bewerber darf maximal über ein Vermögen in Höhe des
Grundstückswertes  verfiigen.  Ein  höherer Vermögensansatz
wäre  mit  dem  Sinn  und  Zweck  des  Einheimischenmodells
nicht vereinbar, da sich der Bewerber bereits aus seinem eige-
nen Vermögen heraus ein Grundstück leisten könnte, ohne dass
sein Vermögen komplett oder weitestgehend aufgezehrt wäre.

Unter Zugrundelegung dessen wird  es  daher wohl  insbe-
sondere in  Ballungsräumen mit sehr hohen  lmmobilienprei-
sen regelmäßig nicht in Betracht kommen,  Grundstücke für
freistehende Einfamilienhäuser über das  Einheimischenmo-
dell bereitzustellen.  Bewerber, deren Vermögen den Bau eines
freistehenden Einfamilienhauscs mit großem Garten erlaubt,
dürften mit Blick auf. die Vermögensobergrcnze kaum mehr
zur Teilnahme an Einheimischemodellen berechtigt und ohne
Weiteres wirtschaftlich auch in der Lage sein, ein Haus auf dem
Grundstücksmarkt zu erwerben.25

aa)   Begriffdes vermögens

Der Begriff des Vemögens ist hier im zivilrechtlichen Sinne zu
verstehen. Vemögen ist danach die Gesamtheit aller geldwer-
ten Güter und Rechte, die einen wirtschaftlichen Wert haben,
mit anderen Worten,  alle Rechte,  Forderungen  und Rechts-
verhältnisse, die einen in Geld schätzbaren Wert haben.  Dar-
unter fällt in erster Linie Geldvermögen in Form von Bargeld,
Bankguthaben, Forderungen und börsennotierten Wertpapie-
ren wie Aktien oder Anleihen, aber auch Realvermögen, wie
etwa Eigentumsrechte an Gütem wie lmmobilicn in anderen
Gemeinden (Eigentum eines bebaubaren Grundstücks in der
betreffenden Gemeinde schließt die Teilnahme am Einheimi-
schenmodell aus!26) , an nicht börsennotierten Unternehmens-
beteiligungen, an Produktionsmitteln oder Rohstoffen sowie
an Patenten. Anzusetzen ist stets das Nettovermögen, also das
Bruttovermögen  abzüglich  bestehender Verbindlichkeiten.27
Bei Paaren ist das Vermögen zusammenzurechnen; die Obcr-

grenze erhöht sich hier nicht.  Den Bewerber triffi eine Darle-
gungs- und Nachwejspflicht gegenüber cler Gemejnde.

bb)   Wertmaßstab beim Grundstückserwerb

Der Preis fiir ein Grunds[ück lässt sich auf der Grundlage der
vom Gutachterauschuss erarbeiteten Bodenrichtwertkarten in
der Stadt- oder Gemeindeverwalmng vor On ermitteln. Die He-
ranziehung der vom Gutachterausschuss als unabhängigem Gre-
mium erstellten Bodenrichtwerte gewährleistet die größtmög-
liche Transparenz und Vergleichbarkeit, denn ihnen liegt eine
umfassende Beobachtung der Entwicklung der lmmobilienprei-
se innerhalb seines örtlichcn Zuständigkeitsbereichs zugrunde.

Soweit zum Zeitpunkt der ersten Stufe noch kein konkretes
Grundstück einem bestimmten  Bewerber zugeordnet werden
kann, ist ein durchschnittlicher Grundstückswert der ins Ein-
heimischenmodell fmenden Grundstücke in der Gemeinde an-
zusetzen.

cc)   Wertmaßstab beim Erwerb von Wohnungseigentum

Beim Erwerb von Wohnungseigentum im Rahmen von Ein-
heimischenmodellen ist als Vermögensobcrgrenze ein  Bruch-
teil des durchschnittlichen Werts von Eigcntumswohnungen
in der betreffenden Gemeinde bzw.  in dem Gemeindegebiet
heranzuziehen. Hier kommt der Gemeinde je nach konkreter
Fallsituation ein gewisser Gestaltungsspielraum zu.28

b)   Einkommensobergrenze

Die Einkommensobergrenze richtet sich nach der Höhe des
durchschnittlichen Jahreseinkommens eines Steuerpflichtigen
innerhalb der Gemeinde. Die betreffende Gemeinde kann hier-
zu auf.der Homepage des Landesamts fiir Statistik die erforder-
lichen lnformationen schnell und einfach einsehen.29

Das Landesamt fiir Statistik knüpft hierbei  an den  durch-
schnittlichen Gesamtbetrag der Einkünfte an. Der Begriff des
»Gesamtbetrags  der  Einkünfte«  wurzelt  im  Steuerrecht  und
knüpft an die sieben steuerrechtlichen Einkunftsarten an: Ein-
künfte aus l.and- und Forstwirtschaft, aus Gewerbebetrieb, atß
selbstständiger Arbeit, aus nichtselbstständiger Arbeit, aus Kapi-
ca.lvermögen, aus Vermietung und Verpachtung sowie sonstige
Einkünfte  (§ 22 Einkommens[euergesetz).  Der Gesamtbetrag
der Einkünfte  errechnet sich  aus  der  Summe  der  zuvor  ge-
nannten Einkünfte abzüglich des Altersentlastungsbetrags, des
Entlastungsbetrags fiir Alleinerziehendc und des Freibetrags fiir
hd- und Forstwirte.

Je unterhaltspflichtigem Kind erhöht sich die Obergrenze
um  einen  Freibetrag  i.H.v.  7.000 €.3°  Die Anrechnung gilt
auch fiir eine etwaige Unterhaltspflicht gegenüber volljährigen
Kindern.3l

Eine  absolute  Einkommensobergrenze  setzen  die  Leitli-
nien  bei  einem  durchschnittlichen Jahrcseinkommen  i.H.v.
51.000 € (fiir Paare  102.000 €). Maßgeblich wird die absolu-
te Einkommensobergrenze dann, wenn das durchschnittliche

Jahreseinkommen von  51.000 € in der Gemeinde überschrit-
ten werden sollte. In diesem Fall bleibt es bei der Einkommens-
obergrenze von 51.000 €. Es handelt sich zudem um eine dyna-
mische Obergrenze, die jährlich entsprcchend der Entwicklung
des bundeswciten Durchschnittseinkommens angepasst wird.

3.   Punl(tebasiertes Auswahlverfahren (2.  Stufe)

Bewerber, die nach der ersten Stufe berechtigt sind, am Einhei-
mischenmodell teilzunehmen, gelangen in die zweite Stufe des
Aiiswahlverfahrens,  hei  dem  eine punktebasierte Gewichtung
einzelner Auswahlkriterien erfolgt. Hierbei gibt es Punkte fiir
soziale Kriterien,  die der Bewerber erfiillt,  und fiir dic  Orts-

gebundenheit des Bewerbers.  Dcn Gemeinden steht hier im
Rahmen der Vorgaben der Leitlinien ein durchaus breiter Ge-
staltungsspielraum zu.

a)   Sozia(e Kriterien

Entsprechend den Vorgaben  der Europäischen  Kommission
und der Rechtsprechung des EUGH erhalten die sozialen Kri-
terien eine Gewichtung von jedenfills nicht weniger als 50 °/o
der Gesamtpunkte.32 Die sozialen Kriterien sind unabhängig
von einer Ortsgebundenheit des Bewerbers zu bemessen.

aa)   Vermögen und  Einkommen

En[sprechend der oben dargelegten Berechnung des Vermö-

gens und des Einkommens werden auf dieser Stufe Punkte ver-
geben, die die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Bewerbers
widerspiegeln; je niedriger das Vermögen  und Einkommen,
desto gerechtfertigter die Teilnahmc arn Einheimischenmodell
und desto höher demnach auch die zu erreichende Punktzahl.
Bei Paaren wird das Vermögen zusammengerechnet und das
Familieneinkommen angesetzt.
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bb)   Anzahl der  Kinder

Positiv bei der Punktevergabe können  Kinder des  Bewerbers
berücksichtigt werden.  Dem liegt in  erster Linie der Grund-

gedanke der gesetzlichen  Pflicht der elterlichen Sorge ffir das
minderjährige Kind zugrunde,  die grundsätzlich von beiden
Eltern gemeinsam ausgeübt wird. Dieses Fürsorge- und Schutz-
verhältnis erfordcrt ein räumliches Zusammenleben und eine
Bindung der Kinder an den Wohnort der Eltern. Aus diesem
Grund ist es auch gerechtfertigt, Kinder bei der Punktevergabe
zu Gunsten der sich fiir Einheimischenmodelle bewerbenden
Eltern zu  berücksichtigen.  Maßgeblich  sind aber jeweils  die
tatsächlichen Umstände des Einzelfälls.

Berücksichtigt werden können nach Sinn und Zweck des Ein-
heimischenmodells nur minderjährige Kinder, da die elterliche
Fürsorgepflicht nur bis zur Volljährigkeit girt. Wenngleich die

gesetzliche Unterhaltspflicht fortbestehen kann,  besteht indes
kein  Bedürfiiis fiir die weitere  Berücksichtigung der volljähri-

gen, eigenverantwortlichen Kinder bei Einheimischenmodellen.
Als weiterer Erwachsener im Haushalt dcs Bewerbers sollte das
volljährige Kind des Bewcrbers genauso  behandelt werden wie
Vcrwandte zweiten  (Geschwister)  oder dritten  (Tante,  Onkel)
Grades des Bewerbers, bei denen cbenfälls kein Anlass fiir eine
Privilegierung im Rahmen der Punktevergabe besteht. Im Gegen-
satz zur Berücksichtigung unterhaltspflichtiger volljähriger Kin-
der bei der Einkommensobergrenze im Rahmen der ersten Stufe,
bei der allein die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Bewerbers
maßgeblich ist, kommt es bei den sozialen Kriterien im Rahmen
der zweiten Stufe auf dic Bewertung des sozialen Beziehungsver-
hältnisses und der Fürsorgepflicht der Eltem zum Kind an.  Im
Verhältnis zu Eltem von minderjährigen Kindern sollten Iletztere
bei der Bepunktung daher vorrangig berücksichtigt werden.

Leben die Eltern getrennt oder sind sie geschieden und üben
sie weiterhin das Sorgerecht gemeinsam aus, wird die Aufent-
haltsbestimmung grundsätzlich zunächst ebenfalls weiterhin

gemeinsam ausgefiihrt.  In diesem Fall erscheint es gerechtfer-
tigt, beide Elternteile bei Einheimischenmodellen zu privilegie-
ren.  Das Aufenthaltsbestimmungsrecht kann allerdings vom
elterlichen Sorgerecht auch losgelöst werden.  Da die Aufent-
haltsbestimmungsbefiignis insbesondere die Bestimmung des
dauerhaften und vorübergehenden gewöhnlichen Aufenthalts
des Kindes und damit auch des Wohnorts umfasst, ist dem El-
ternteil, der das Aufenthaltsbestimmungsrecht ausübt, die Pri-
vilegierung bei Einheimischenmodellen zu gewähren. Wohnt
das Kind dauerhaft bei einem Eltemteil, kann der andere El-
ternteil allenfälls über sein Umgangsrecht in die Privilegierung
mit einzubeziehen sein, soweit eine hinreichende, regelmäßige
Bindung des Kindes zum Wohnort dieses Elternteils besteht.33

Wird ein minderjähriges Kind zur Adoption angenommen,
erlöschen sämtliche rechtliche Verbindungen des Kindes zu sei-
nen leiblichen Verwandten. Es gibt keine Unterhaltspflichten
mehr, kein Erbrecht und auch kein Umgangsrecht. Adoptiv-
kinder sollten bei Einheimischenmodellen daher nur zuguns-
ten der Adoptiveltem, nicht aber zugunsten der leiblichen El-
tern berücksichtigt werden.34

cc)   Pflegebedürftige Angehörige

Soweit der  Bewerber pflegebedürftige Angehörige im  eigenen
Haushalt hat, können diese bei der Punktevergabe berücksichtigt
werden.  Gleiches sollte gelten, wenn in der Gemeinde oder in
einer Nachbargemeinde ein Angehöriger in einem anderen Haus-
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halcleb€,deraberdennochaufzeitintensiveBetreuungangeriesen
ist.35 Auch in diesem Fall ist eine hinreichende Ortsgebundenheit
mjt Blick auf die Pflegeleistung gegeben. Anders wiederum ver-
hält es sich, wenn ein Angehöriger des Bewerbers im Alten- und
Pflegeheim in oder außerhalb der Gemeinde lebt, dort umfassend
betreut und gepfleg[ wird und der Bewerber somit keine eigene
Pflegeleistung zu erbringen hat. I.ediglich die Besuche des Bewer-
bersbeiseinemAngehörigenimAlten-undPflegeheimsindnicht
vergleichbar mit der eigens durchzufiihrenden Pflege und rccht-
fertigen auch keine Privilegierung bei Einheimischenmodellen.

b)   Ortsgebundenheit

Die Ortsansässigkeit kann bei der Punktevergabe maximal 50 %
der Gesamtpunkte ausmachen. Sie kann abhängig gemacht wer-
denvomWohnsiczdesBewerbersund/oderderAusübungseiner
Erwerbstätigkeit in der Gemeinde. Im Rahmen des Kriteriums
der Ortsgcbundenheit ist die höchste zu vergebende Punktzahl
bei einer Aufenthaltsdauer von maximal fiinf Jahren erreicht.
Mi[ anderen Worten: Eine über fiinfJahre hinausgehende Orts-
bindung kann somit nicht zu einer höheren Punktzahl fiihren.

Die Anlmüpfimg an eine frühere Ortsansässigkeit des Be-
werbers erscheint nu dann sachgerecht, wenn dies hinreichend
zur Erhaltung der gewachsenen Sozialstruktur in der Gemein-
de beiträgt und somit die Einheimischenmodellen zugrunde
liegenden Kernziele noch erreicht werden können.36

Die Gemeinde kann im Rahmen des Kriteriums der Ortsge-
bundenheit, entsprechend den Ausfiihrungen der Europäischen
Kommission, auch das Ehrenamt in die I'unktevergabe mit ein-
beziehen.37SokönnendiesozialenKontaktederOrtsansässigenzu
ihren Mitbürgern in Vereinen privilqgiert werden. Berücksichtigt
werdenkönnensobeispielsweiseTätigkeitendesBewerbersbeider
Freiwilligen Feuerwehr, im Sport- oder Schützenverein oder sons-
tige ehrenamdiche Tätigkeiten.38 Der Gemeinde steht es fiei, ob
sie gegebenenfills auch ehrenamtliche Tätigkeitcn b erücksichügt,
die der Bewerber in anderen Gemeinden ausübt.39 Hinzuweisen
ist aber darauf, dass im Fdl der Berücksichtigung des Ehrenamts
das Kriterium »Wohnen am Ort« oder »Beruffiche Tätigkeit in der
Gemeinde« in seiner Bedeutung entsprechend gemindert wird.
Eine Gewichtung des Kriteriuins der Ortsansässigkeit mit 50 °/o
im Verhältris zur Gcsamtpunktzahl ist dann nicht mehr möglich.

c)   lndividuelle Gewichtung der Gemeinde

Die  Gemeinde  kann  schließlich  den  sozialen  Kriterien  ins-

gesamt ein  höheres  Gewicht beimessen. Je nachdem,  ob  ein
Modell gewünscht ist, welches mehr an die Ortsgebundenheit
anknüpft oder eher einen  sozialen Schwerpunkt haben soll,
kann das Einheimischenmodcll derart gestaltet sein, dass die
dargestellten sozialen Kriterien in Summe mehr als  50 % der
Gesamtpunkte ausmachen.  Dies hat die Gemeindc im Vor-
hinein objektiv und transparent festzulegen.

d)   Sicherung des Förderzwecks

Um sicherzusteuen, dass der den Einheimischenmo dellen zugrun-
de liegende Zweck auch tatsächlich erfiillt wird, bedarf es einer
Regelung fiir den Fall,  dass der Begünstigte4° nach kurzer Zeit
seinen duch das Einheimischenmodell erhaltenen Wohnsitz in
der Gemeinde wieder auf;8ibt. Das Einheimischenmodell ist zur
WhnmgeinerausgewogenenBevölkerungsstmlm]rimKemper-
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spektivisch und langfiistig angelegt. Deshalb kann grundsätzlich
auch verlangt werden, dass der Begünstig[e das Grundstück fiir
einen bestimmten Zeitraum zu Wohnzwecken zu nutzen hat.4!

Die  Leitlinien  fingieren  eine  Zweckerfüllung  nach  zehn

Jahren.  Mit  anderen  Worten:  Behälc  der  Begünstigte  über
einen  Zeitraum von zehn Jahren das im Wege eines Einhei-
mischenmodells erworbene Grundstück, gehen dic l€itlinien
davon aus, dass der dem Einheimischenmodell zugrunde lie-

gende Zweck erreicht wurde und folglich auch die vergünstige
Vergabe des Grundstücks in vollem Umfang gerechtfertigt war.

Sollte der Begünstigte indes weniger als zehn Jahre seinen
Erstwohnsitz in der betreffenden Gemeinde halten, ist es da.her

gerechtfertigt,  dass der Begünstigte einen angemessenen Teil
der Vergünstigung zurückerstattet.42 Für jedes Jahr, welches bis
zur fingierten Zweckerfiillung von zehn Jahren fehlt, erhöht
sich die Rückerstattung um  10 °/o. Mit anderen Wortcn:  Bei
einer Aufgabe des Wohnsitzes  nach  neun Jahren sind  10 %
der Vergünstigung zurückzuerstatten, nach acht Jahren 20 %,
nach sieben Jahren 30 % und so weiter.  Eine teilweise Rück-
erstattung ist nicht nur deshalb gerechtfertigt, weil objektiv der
mit dem Einheimischenmodell verfolgte Zweck nicht erftillt
wird, sondem auch weil der Begünstigte regelmäßig durch die
Weiterveräußerung des Grundstücks oder des Wohneigentums
einen entsprechenden Gewinn erhä|t.43

4.   Umsetzungvon  Einheimischenmodellen  in
nationales  Recht

Die  Europäische  Kommission  hat  die  Einstellung  des  Ver-
tragsverletzungsverfihrens in Aussicht gestellt, soweit die Leit-
linien verbindlich im nationalen Recht verankert werden. Die
Bundesregierung hat im Zuge der Novellierung des Baugesetz-
buchs44 den Anwendungsbereich von städtebaulichen Verträ-

gen dahingehend ergänzt, dass insbesondere auch der Erwerb
angemessenen  Wohnraums  durch  einkommensschwächere
oder weniger begüterte Personen der örtlichen Bevölkerung er-
fasst wird. Die Leitlinien sind nicht in die Gesetzesbegründung
aufgenommen worden und sollen - nach derzeitigem Kennt-
nisstand ~ auch nicht Gegenstand eines Gesetzes oder einer
Verordnung sein.  Ob die Kommission  unter diesen Voraus-
setzungen das Vertragsverletzungsverfflren offiziell einstellen
oder den tatsächlichen Vollzug in der deutschen Verwaltungs-

praxis zunächst beobachten wird, bleibt abzuwarten.45

IV.   Fazit

Durch  dcn  erfolgreichen Abschluss  der Verhandlungen  mit
der  Europäischen  Kommission  ist  nun  die  für  viele  Städte
und Gemeinden so wichtige rechtssichere Ausgestaltung von
Einheimischenmodellen gewährleistet.  Den materiell-rechtli-
chen lnhalt der Leitlinien fiir Einheimischenmodelle hat die
Europäische Kommission nach intensiven Verhandlungen mit
Bayern und der Bundesregierung akzeptiert. Offen bleibt indes
die Frage,  ob die Europäische Kommission mit  Blick auf die
Umsetzung der Bundesregierung in nationales Recht auch das
laufende Vertragsverletzungsverfiähren einstellen wird.
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j edenfäJls zweifclhafi sein.
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Eine Hilfestellung -Das Merkblatt
Bauleitplanung für Windenergieanlagen
von Dr. Andreas Habermann, Regierungsrat, Oberste Baubehörde im Bayerischen Staatsministerium des lnnern,
für Bau und Verkehr, Müncheni

Die sog. io H-Regelung in Bayern konzentriert sich -
nicht selten überinterpretiert und missverstanden -in
ihrer Grundaussage nach Art. 82 Abs. i und 2 Baye-
rische Bauordnung (BayBO) auf eine Einschränkung
des Privilegierungstatbestands nach § 35 Abs. i Nr. 5
Baugesetzbuch (BauGB) für Vorhaben, die der Erfor-
schung, EntwickLung oder Nutzung der Windenergie
dienen.  Die Städte und Gemeinden können im Wege
der Bauleitplanung Baurecht für Windenergieanlagen
schaffen, ohne bei  der AufstelLung entsprechender
FLächennutzung-und BebauungspLäne an vorgenann-
ten »Mindestabstand« gebunden zu sein. Um dieser
besonderen Aufgabe gerecht werden zu können, hat
die Oberste Baubehörde im Bayerischen Staatsminis-
terium des lnnem, für Bau und Verkehr ein Merkblatt
Bauleitplanung für Windenergieanlagen erarbeitet.2

1.  Vorab:  Grundgedanke der sog. io HiRegeLung

Nach § 35 Abs.  1  Nr. 5  BauGB ist ein Vorhaben im AUßenbe-
reich privilegiert zulässig, wenn es »der Erforschung, Entwicklung
oderNutzungderWind-oderWasserenergiedient«.MitderÖff-
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nungsklausel in § 249 Abs. 3 BauGB hat der Bundesgcsetzgeber
die l.änder dazu ermächtigt, diesen Privilegierungstatbestand da-
hingehend einzuschränken, dass entsprechende Vorhaben einen
landesgesetzlich zu bestimmenden Abstand zu zulässigen bauli-
chen Nutzungen einhalten müssen.3 Der bayerische I+andtag hat
von dicser Möglichkeit Gebrauch gemacht.4 Nach Art. 82 Abs.  1
und 2 BayBO ist ein Mindestabstand vom  lo-fichen der Höhe
(Nabenhöhe zuzüglich Radius des Rotors) einer Windenergie-
anlagezug®chütztenWohngebieteneinzuhalten-imWortlaut:

»(1) § 35 Abs.  1  Nr. 5 BauGB findet auf vorhaben, die der
Erforschung,  Entwicklung  oder  Nutzung  der Windenergie
dienen,  nur Anwendung,  wenn diese Vorhaben  einen  Min-
destabstand vom  10-fachen ihrer Höhe zu Wohngebäuden in
Gebieten mit Bebauungsplänen  (§ 30  BauGB), innerhalb  im
Zusammenhang bebauter Ortsteile (§ 34 BauGB) - sofern in
diesen Gebieten Wohngebäude nicht nur ausnahmsweise zu-
lässig sind -und im Geltungsbereich von Satzungen nach § 35
Abs. 6 BauGB einhalten.

(2)  Höhe im Sinn des Abs.  1  ist die Nabenhöhe zuzüglich
Radius des  Rotors.  Der Abstand bemisst sich von der Mitte
des Mastfiißes bis zum nächstgelegenen Wohngebäude, das im

jeweiligen Gebiet im Sinn des Abs.  1  zulässigerweise errichtet
wurde bzw. errichtet werden kann.«

Nach  der  Gesetzesbegründung soll  hierdurch  die Akzep-
tanz  der  Bevölkerung  gegenüber  dem  weiteren Ausbau  der


